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Stadt der Liebe

Ein möglicher Weg zum Schweizer 

Pass ist die Eheschliessung. Das ist 

bekannt und deshalb gibt es di-

verse Gesetzes- und Verordnungs-

bestimmungen, welche dem Miss-

brauch vorbeugen sollen. Das Zi-

vilstandsamt muss aktiv werden, 

wenn Verdachtsmomente vorlie-

gen, dass es sich um eine Schein-

ehe oder Scheinpartnerschaft 

handeln könnte. In diesem Fall 

füllt der Zivilstandsbeamte eine 

interne Checkliste aus, auf der die 

festgestellten Indizien vermerkt 

werden. Gegebenenfalls werden 

dem Paar direkt am Schalter Fra-

gen gestellt. Bei Verdacht auf 

Scheinehe legt das Zivilstandsamt 

dem Paar eine Erklärung zur Un-

terschrift vor, worin auf die Straf-

folgen bei Eingehen einer Schein-

ehe oder Scheinpartnerschaft auf-

merksam gemacht wird. Je nach 

Fall werden noch weitere Abklä-

rungen getroffen. Gestützt auf 

die Zivilstandsverordnung fordert 

das Zivilstandsamt beim Migrati-

onsamt das Dossier an und holt 

gegebenenfalls Auskünfte bei an-

deren Behörden oder Dritten ein. 

Als Beweismittel müssen Fotos, 

Nachweise über Telefonverbin-

dungen, Briefe von Verwandten, 

Freunden sowie Nachbarn einge-

reicht werden, welche die Auf-

richtigkeit der Beziehung bewei-

sen können. Kann der Verdacht 

auf Scheinehe oder Scheinpart-

nerschaft dadurch nicht entkräf-

tet werden, werden die Partner 

getrennt angehört, unter Um-

ständen im Beisein von Dolmet-

schern.

So weit, so gut. Alles sauber gere-

gelt. Nur sei dann die Frage er-

laubt, weshalb keine Scheinehen 

aufgedeckt werden. Obwohl ein 

Drittel aller Eheschliessungen im 

Kanton Zürich durch das Zivil-

standsamt der Stadt Zürich durch-

geführt werden, hat die Stadt Zü-

rich bis anhin keine einzige Ver-

weigerung einer Eheschliessung 

ausgesprochen. Null! Zero! Zürich 

muss die Stadt der Liebe sein. Al-

lerdings wird diese Schlussfolge-

rung in Anbetracht des hohen 

Ausländeranteils nicht gerade 

plausibler. Auch dem Stadtrat ist 

die Quote offensichtlich nicht 

ganz geheuer, weshalb er sich in 

seiner Erklärung in die weichen 

Faktoren � üchtet: «Nicht alle Paa-

re heiraten aus purer Liebe, aber 

deswegen trotzdem nicht zum 

Schein.» Und weiter: «Es ist letzt-

lich nicht aussergewöhnlich, wenn 

bei einer Eheschliessung mitunter 

auch sachliche und handfeste Mo-

tive und nicht ausschliesslich die 

gegenseitige Zuneigung im Spiel 

sind.» Offen bleibt die Frage, ob 

der Stadtrat unter «sachlichen 

und handfesten Motiven» auch 

die Einbürgerung subsummiert. 

Die Statistik spricht hingegen eine 

klare Sprache. Im rot-grünen Zü-

rich werden keine Scheinehen 

aufgedeckt. Punkt. Ein deutliches 

Signal nach aussen. Oh kommet 

nach Zürich, ihr Ehewilligen. Hier 

winkt die Liebe. Und anschlies-

send der Schweizer Pass.
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Fadegrad AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Fristerstreckung für die Realität
Zurzeit schaltet die Volkspartei Zeitungsinserate. Darin werden die Auswirkungen der selbstzerstörerischen Einwanderungspolitik schonungslos
aufgedeckt.

So heisst es in einer Anzeige: «Um 

die Wohnungsnot zu beheben, baut 

die Stadt jährlich rund 2000 Woh-

nungen. Gleichzeitig holen die Lin-

ken mit ihrer Einwanderungs- und 

Asylpolitik jedes Jahr rund 10000 

zusätzliche Ausländer nach Zürich. 

Es fehlen jedes Jahr 8000 Wohnun-

gen – und wenn mal eine Wohnung 

frei wird, darf ein Genosse mit gu-

ten Beziehungen einziehen ...»

Der Mittelstand massiv
unter Beschuss
Die Masseneinwanderung verur-

sacht eine elende Wohnungsnot. Die 

Masseneinwanderung lässt die Mie-

ten stark steigen. Die Massenein-

wanderung ist die Gefahr für den 

Mittelstand. Verdrängungskampf auf

dem Arbeitsmarkt, steigende Krimi-

nalität  und Dichtestress sind weite-

re negative Folgen der unkontrol-

lierten Einwanderung. Dass diese 

Tatsachen von EU-freundlichen Krei-

sen unterschlagen und verharmlost 

werden, ist längst bekannt. Die 

Schweizer Bürgerinnen und Bürger 

lassen sich nicht mehr täuschen. Zu 

offensichtlich sind die gravierenden 

Missstände. Die europhilen Kräfte 

versuchen jedoch auch heute noch, 

die Langzeitschäden und immensen 

öffentlichen Kosten gänzlich aus der 

Diskussion auszublenden. Aber die 

Realität ist immer stärker als von 

Menschen konstruierte fi ktive Uto-

pien. Der Sozialismus funktioniert 

nicht. Aber die SP kämpft weiter

dafür. Und die Schweizer Grenzen 

für 500 Millionen potenzieller Ein-

wanderer zu öffnen, musste ebenso 

grandios scheitern. Auch hier irr-

glauben die Linken weiter. 

Linke Politik verursacht Kosten 
von Hunderten Millionen Franken
Konkret ging es am letzten Mitt-

woch um die Weisung 2012/96. Die 

Vorlage stammt aus den Federn der 

AL. Diese Partei bewegt sich am äus-

seren linken Rand. Deren Stadtrat 

Wolff empfi ndet den linksradikalen 

und militanten Schwarzen Block als 

eine «interessante Ergänzung». Die 

Weisung gibt an, dass die Stadt und 

verschiedene Genossenschaften vie-

le Wohnungen erstellen und deshalb 

ein Projektkredit für ein neues 

Schulhaus benötigt wird. Zur Infor-

mation: In der Stadt Zürich müssen 

wegen der Masseneinwanderung sie-

ben neue Schulhäuser gebaut wer-

den. Kosten: 500 Millionen Steuer-

franken!

Der Teufelskreis und 
dessen gigantische Kosten
Die Weisung führt also ungewollt 

den Teufelskreis der linken Politik 

vor Augen: Jedes Jahr strömen Tau-

sende Personen in die subventions-

wütige Stadt. Die Mieten steigen da-

durch stark. Freie Wohnungen sind 

faktisch nicht mehr vorhanden 

(Leerwohnungsquote von nahe null), 

Wohnungsnot entsteht. Die Stadt Zü-

rich plant deshalb in sozialistischer 

Tradition, 15 Milliarden Steuerfran-

ken in den sogenannten «sozialen 

Wohnungsbau» zu investieren. Wo-

her diese gigantische Summe kom-

men soll, weiss niemand. Aber das 

hinderte die SP und die Grünen noch 

nie, fremdes Geld auszugeben. 

Durch das städtische «Angebot» 

steigt die Attraktivität für Einwan-

derer zusätzlich. Die Bautätigkeit 

kann der Nachfrage (Masseneinwan-

derung) unmöglich nachkommen. 

Somit fehlen jedes Jahr Tausende 

Wohnungen. Die Stadt investiert al-

so noch mehr Steuergelder in den 

sogenannten «sozialen Wohnungs-

bau». Durch die massive Einwande-

rung muss zudem neue Infrastruk-

tur (unter anderem Schulhäuser) er-

stellt werden. Das städtische «Ange-

bot» dehnt sich markant aus und 

wird von zusätzlichen Personen in 

Anspruch genommen. Ein Teufels-

kreis. 

 Dies ist eine Realität, der sich die 

Schweiz und insbesondere Zürich 

stellen muss. Dass Gelder für wirk-

lich benötigte Schulhäuser gespro-

chen werden müssen, ist unbestrit-

ten. Aber ist es notwendig, potenzi-

ell 500 Millionen EU-Bürger in die 

Schweiz einzuladen und dafür eine 

Infrastruktur (Schulhäuser, Züge, 

Verwaltungspersonal, Krankenhäu-

ser, Wohnungen etc.) mit öffentli-

chen Geldern auszubauen oder be-

reitzustellen? Dazu kommt noch das 

Asylchaos und der damit verbunde-

ne Familiennachzug. Die Langzeit-

kosten für die Masseneinwanderung 

sind enorm!

 Aber der links und links-aussen 

dominierte Stadtrat will sich dieser 

Realität nicht stellen. Er beantragte 

im Gemeinderat eine Fristerstre-

ckung für die Bearbeitung der Wei-

sung. Oder besser: eine Fristerstre-

ckung, um sich nicht der Realität 

stellen zu müssen. Aber die einzig 

korrekte Antwort auf das gravieren-

de Problem kennt sowieso nur die 

SVP zusammen mit dem Volk: Die 

Masseneinwanderung muss endlich 

gestoppt werden!

200 Jahre völkerrechtliche Neutralität
Am 19. März 2015 fand im Kongresshaus Zürich ein Festakt statt. In festlicher Atmosphäre sprachen Christoph Mörgeli zur Neutralitätserklärung am
Wiener Kongress 1815, Roger Köppel zum Wesen der schweizerischen Neutralität und Christoph Blocher zu «Wie Bundesbern die Neutralität preisgibt».
Die Reden sind auf www.svp-zuerich.ch anzusehen.

1300 Besucher nahmen am Festakt im Kongresshaus teil.
(Bilder: Christian Mettler)

Christoph Mörgeli erklärte die Entwicklung der Neutralität in der Schweizer
Geschichte.

Roger Köppel bekräftigte die Notwendigkeit und den Nutzen der Neutralität
für die Schweiz.

Christoph Blocher warnte vor der stückweisen Preisgabe der Neutralität
durch Bundesbern.

Samuel Balsiger
Gemeinderat SVP
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So sieht die Wohnpolitik der Linken aus:

✘ Um die Wohnungsnot zu beheben, baut die Stadt jährlich rund 
2’000 verbilligte Wohnungen

✘ Gleichzeitig holen die Linken mit ihrer Einwanderungs- und Asyl-
politik jedes Jahr rund 10’000 zusätzliche Ausländer nach Zürich

✘ Das Nachsehen haben wir Schweizer: Es fehlen jedes Jahr 
8’000 Wohnungen – und wenn mal eine Wohnung frei wird, 
darf ein Genosse mit guten Beziehungen einziehen...

Linker Wohnungsbau – Wir 
Schweizer sind die Verlierer!

Wer das nicht will, 
wählt SVP!

Linker Wohnungsbau – Wir 
Wir schauen hin, wo andere wegschauen:

SVP der Stadt Zürich, Postfach 6612, 8050 Zürich, www.svp-stadt-zuerich.ch Liste1


